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unzureichende Konsolidierungsbemühungen1  

Abstract 

In a bold legislative move, in 2009 Germany introduced a fundamental 
reform of the government borrowing rules which are specified in its constitu-
tion. In particular, state governments will be required to provide a balanced 
budget, abstracting from cyclical fluctuations, starting in the year 2020. A 
fundamental requirement for the practical implementation of such a rule is 
the unequivocal decomposition of the actual budget surplus or deficit into 
derived structural and cyclical components. This paper uses an approach de-
signed to identify cyclical components which tend to average out over time, 
and calculates the corresponding current structural deficits of all 16 federal 
states. We find that, at the time being, only two federal states have exerted 
sufficient effort to reduce their structural deficits to an extent which would 
be fully compatible with the objective of adhering to the constitutional rules 
at the end of this decade. 
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I. 	Einleitung 

In Folge der sich in der zweiten Jahreshälfte 2008 zuspitzenden Immo-
bilienmarkt- und Bankenkrise, aus der sich dann eine Krise der internatio-
nalen Finanzmärkte mit weitreichenden negativen Auswirkungen auf die 
Realwirtschaft entwickelte, entstanden erhebliche Belastungen für die öf-
fentlichen Haushalte. Zwar sind diese Belastungen nicht die alleinige Ursa-
che für die sich seit Ende 2009 abzeichnende Staatsschuldenkrise, sie haben 
aber über Jahre angestaute Fehlentwicklungen zugespitzt, die vor allem in 
einer ausufernden Kreditfinanzierung von öffentlichen Haushalten zu se-
hen sind. Um den weiteren Anstieg der Staatsschulden zu begrenzen und 
die kräftig gestiegene Staatsschuldenquote zu senken, hat die Bundesrepu-
blik Deutschland eine Schuldenbremse im Grundgesetz verankert. 

Einzuhalten ist von Bund und Ländern der am 1. August 2009 in Kraft 
getretene Art. 109 GG. Danach müssen der Bund ab dem Jahr 2016 und die 
Länder ab dem Jahr 2020 ihre Ausgaben grundsätzlich ohne Einnahmen 
aus Krediten finanzieren. Der Bundeshaushalt gilt in einer konjunkturellen 
Normallage bei einer Neuverschuldung bis zu einer Höhe von 0,35 % des 
nominalen BIP als ausgeglichen (Art. 115 Abs. 2 GG), die Länder müssen ab 
dem Jahr 2020 bei konjunktureller Normallage ohne Neuverschuldung aus-
kommen. Konjunkturbedingte Defizite sind weiterhin möglich, jedoch ist 
eine symmetrische Berücksichtigung positiver und negativer Konjunktur-
einflüsse ausdrücklich vorgeschrieben. In konjunkturell guten Zeiten müs-
sen also auch — anders als in der Vergangenheit praktiziert — Überschüsse 
erwirtschaftet werden. Dementsprechend stellt vor allem die notwendige 
Zerlegung der Nettoneuverschuldung in eine konjunkturelle und eine 
strukturelle Komponente eine zentrale Neuerung der Haushaltspolitik dar. 

Die Umsetzung der Schuldenbremse sowohl beim Bund und erst Recht 
bei den Ländern steht allerdings noch aus. Zwar hat Deutschland die Wirt-
schafts- und Finanzkrise bislang gut überstanden und konnte in den Jah-
ren 2010/2011 bei vergleichsweise hohem Wirtschaftswachstum die hoch-
geschnellten Defizite in den öffentlichen Haushalten zumindest teilweise 
abbauen. Aber das Verschuldungsproblem in Deutschland ist noch immer 
vorhanden (Döhrn et al., 2011; GD 2011). Vor allem weisen einige Länder 
noch hohe strukturelle Defizite auf, deren Abbau bis zum Jahr 2020 in den 
kommenden Jahren noch umfassende Konsolidierungsmaßnahmen erfor-
derlich macht. 

Für den Bund ist die konkrete Umsetzung der Schuldenbremse bis zum 
Jahr 2016 im neuen Art. 115 GG und im Gesetz zur Ausführung dieses Ar-
tikels (Artikel 115-Gesetz) geregelt. Im Gegensatz dazu bestimmen die 
Länder jeweils selbst, wie sie den geänderten Art. 109 GG in Landesrecht 
umsetzen. Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Schles-
wig-Holstein und Niedersachsen haben die neuen Vorgaben bereits in 
ihre Verfassung aufgenommen und Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, 
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Hamburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen haben die neue Schul-
denbegrenzung immerhin in ihre Landeshaushaltsordnung übernommen 
(Deutsche Bundesbank, 2011: 34-37). Mit Berlin, Bremen, Saarland, Sach-
sen-Anhalt und Schleswig-Holstein erhalten fünf Länder gemäß Art. 143d 
Abs. 2 GG Konsolidierungshilfen, da für diese Länder eine Einhaltung der 
neuen Verfassungsvorgaben im Jahr 2020 ansonsten wohl kaum möglich 
wäre. Als Gegenleistung sind diese Länder bereits seit dem vergangenen 
Haushaltsjahr zum gleichmäßigen Abbau ihrer strukturellen Defizite ver-
pflichtet. Die Vorgaben dafür stammen vom Stabilitätsrat, dessen Imple-
mentierung Teil der grundgesetzlichen Neuregelung ist. 

Ziel dieses Beitrags ist es, anhand von aktuell verfügbaren Daten und In-
formationen die derzeitige Lage der Länderhaushalte darzustellen, die sich 
daraus für die kommenden Jahre ergebenden Konsolidierungserfordernisse 
abzuleiten und zu bewerten, ob die Länder auf den notwendigen Konsoli-
dierungskurs eingeschwenkt sind. Wenngleich mit dem Verschuldungsver-
bot in konjunkturellen Normalzeiten richtigerweise eine einfache Regel 
im Grundgesetz verankert wurde, bleibt noch die keinesfalls einfach zu lö-
sende Aufgabe, konjunkturell bedingte Auswirkungen auf die Haushalte zu 
quantifizieren, um damit das strukturelle Defizit bestimmen zu können. Wir 
zeigen, dass die strukturellen Defizite einiger Länder nach wie vor bedroh-
lich hoch sind und damit die endgültige Einhaltung der Schuldenbremse 
ernsthaft gefährdet ist. 

In Abschnitt II werden die grundsätzlichen institutionellen Regelungen 
der Länderfinanzen in Deutschland und deren Anreizwirkungen für eine 
auf lange Sicht nachhaltige Haushaltspolitik beschrieben, in Abschnitt III 
diskutieren wir das von uns im Jahr 2010 konzipierte Aggregierte Quotie-
rungsverfahren zur Trennung von strukturellen und konjunkturellen Defi-
ziten auf Länderebene. Auf dieser Basis untersuchen wir in Abschnitt IV, 
inwieweit die Länder in ihren Haushaltsplanungen für das Jahr 2011 auf 
den erforderlichen Konsolidierungskurs eingeschwenkt sind. Im abschlie-
ßenden fünften Abschnitt werden die zentralen Ergebnisse dieses Beitrags 
zusammengefasst und Anforderungen sowie Handlungsempfehlungen für 
eine erfolgreiche Umsetzung der Verschuldungsbegrenzung auf Länder-
ebene formuliert. 

II. Steuerung und Kontrolle von Länderhaushalten 

In einem föderalen System ist eine Abstimmung der Haushalts- und Fi-
nanzplanung zwischen den Ebenen erforderlich. Zwar gab es bereits vor 
dem mit Beginn des Jahres 2010 installierten Stabilitätsrat mit dem Finanz-
planungsrat eine Institution, in der die Haushalts- und Finanzplanungen 
zwischen dem Bund und den Ländern abgestimmt wurden. Diesem Gre-
mium fehlten aber weitergehende Befugnisse bei der Begleitung und der 
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Steuerung der Länderhaushalte. Der Stabilitätsrat ist hingegen mit deutlich 
weiter gefassten Befugnissen bei der Haushaltsüberwachung ausgestattet, 
um eine drohende Haushaltsnotlage frühzeitig erkennen und letztlich ver-
hindern zu können (Artikel 109a GG und § 3 und § 4 Stabilitätsgesetz). 

Der Stabilitätsrat überwacht die Länderhaushalte anhand einer Kennzif-
fernanalyse, die zwei Zeiträume umfasst: die „aktuelle Haushaltslage" und 
die „mittelfristige Finanzplanung". Die aktuelle Haushaltslage erstreckt 
sich neben dem laufenden Haushaltsjahr auch auf die beiden vorangegan-
genen Jahre. Die Finanzplanung umfasst die folgenden vier Jahre. Insge-
samt wird also ein Zeitraum von sieben Jahren betrachtet. Der Stabilitätsrat 
arbeitet im Wesentlichen mit bereits gängigen Kennziffern. Die Kennzif-
fern „Schuldenstand" und „Finanzierungssaldo" orientieren sich an den 
Maastricht-Kriterien. Allerdings berechnet der Stabilitätsrat bei der Ana-
lyse der 16 Länderhaushalte keine strukturellen Finanzierungssalden, bei 
denen die tatsächliche Nachhaltigkeit des Haushaltsgebarens bewertet wer-
den könnte. Eine Ausnahme liegt bei der Überwachung der Haushalte der 
sog. Konsolidierungshilfeländer (Berlin, Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-Holstein) vor. Hier wendet der Stabilitätsrat ein Verfahren 
an, das sich im Wesentlichen an dem Vorschlag orientiert, den das RWI im 
Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen erarbeitet hat (RWI, 2010,s. 
Abschnitt III.1.). 

Bei Verdacht auf eine drohende Haushaltsnotlage leitet der Stabilitäts-
rat eine Prüfung ein (§ 4 StabiRatG). Bei den Ländern Berlin, Bremen, 
Saarland und Schleswig-Holstein war dies im Jahr 2010 der Fall. Mit diesen 
Ländern wurden anschließend Sanierungsprogramme für den Zeitraum 
von 2012 bis 2016 vereinbart. Für dieses Vorgehen hat der Stabilitätsrat bei 
seiner Sitzung im April 2011 Eckpunkte veröffentlicht (Stabilitätsrat, 2011). 
Des Weiteren führt der Stabilitätsrat eine „Standardprojektion der mittel-
fristigen Haushaltsentwicklung" durch (Stabilitätsrat, 2010b). Darin wird 
ermittelt, bei welcher Zuwachsrate der Ausgaben am Ende des Projektions-
zeitraums von sieben Jahren eine Überschreitung des Schwellenwerts der 
Kennziffer „Schuldenstand" gerade noch vermieden wird, wenn die Schul-
denquote gegenüber dem Ausgangsjahr konstant gehalten wird. Diese Pro-
jektion führt jedoch weder zwangsläufig zu einem strukturell ausgeglichen 
Haushalt noch berücksichtigt sie die neue Schuldenbremse. 

Der Stabilitätsrat verwendet in der Haushaltsüberwachung demnach 
noch keine ökonomisch überzeugende Definition eines strukturellen Fi-
nanzierungssaldos. Ohne die Bestimmung von strukturellen Defiziten kann 
jedoch nicht beurteilt werden, ob ein Land die Anforderungen der Schul-
denbremse erfüllt. Das Problem bei der Ermittlung von strukturellen Finan-
zierungssalden besteht aber darin, dass sie nicht direkt beobachtbar sind, 
sondern mit Hilfe eines geeigneten Konjunkturbereinigungsverfahrens und 
geeigneter Budgetsensitivitäten für die konjunkturreagiblen Steuern der 
Länder geschätzt werden müssen. Das RWI hat sich in der für das BMF 
erstellten Studie ausführlich mit den Vor- und Nachteilen unterschiedlicher 
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Verfahren beschäftigt und einen konkreten Vorschlag erarbeitet, mit dem 
am ehesten die an ein solches Verfahren zu stellenden Anforderungen er-
füllt werden können (RWI, 2010, s. Abschnitt 3). 

Eine wichtige Funktion des Stabilitätsrats ist es, die Haushaltsdaten der 
Länder vergleichbar zu machen und einen regelmäßigen Ablauf zu institu-
tionalisieren, der dafür sorgt, dass zu bestimmten Zeitpunkten sämtliche 
für eine effektive Bewertung der Haushaltspolitik notwendigen Daten ver-
fügbar sind. Insbesondere die Ausgliederung von Aufgaben aus den Kern-
haushalten kann einen großen Einfluss auf die Kennziffern haben. Gliedert 
ein Land z.B. seine Gebäudewirtschaft in eine Kapitalgesellschaft aus, so 
fließt nur noch der Saldo aus Einnahmen und Ausgaben dieser Aufgabener-
füllung in den Kernhaushalt ein. Die Kreditfinanzierungsquote, die auf die 
(um Zahlungen innerhalb der gleichen staatlichen Ebene) bereinigten Aus-
gaben abzielt, wird sich daraufhin verändern, selbst wenn die Nettokredit-
aufnahme unverändert bleibt. Um die Datenlage für die Haushaltsanalyse 
zu optimieren, will der Stabilitätsrat möglichst bald Daten des statistischen 
Bundesamtes nutzen, mit denen die Kern- und Extrahaushalte und sonstige 
ausgelagerte öffentliche Einrichtungen berücksichtigt werden („Schalen-
konzept") (Stabilitätsrat, 2010a und Rückner, 2011). 

III. Kern der Schuldenbremse: Abbau des strukturellen 
Defizits 

Die Trennung von konjunkturellen und strukturellen Defiziten gehört 
zu den Kernelementen der neuen verfassungsrechtlich verankerten Ver-
schuldungsbegrenzung. Konjunkturell begründete Kreditaufnahmen sind 
für den Bund und die Länder weiterhin zulässig, damit die automatischen 
Stabilisatoren in konjunkturellen Auf- und Abschwungphasen weiterhin 
uneingeschränkt wirken können. Dies wäre nicht gewährleistet, wenn die 
Verpflichtung zu ausgeglichenen Haushalten für Bund und Länder unab-
hängig von der Konjunkturlage gelten würde. Erst wenn das konjunkturelle 
Defizit quantifiziert wird, lässt sich auch das strukturelle Defizit und damit 
der von der Schuldenbremse eingeforderte Konsolidierungsbedarf eines 
Landes identifizieren. 

Mit dem Aggregierten Quotierungsverfahren hat das RWI ein Konzept 
ausgearbeitet, mit dem die Konjunkturkomponenten der einzelnen Bun-
desländer quantifiziert und ihre strukturellen Defizite ermittelt werden 
können (RWI, 2010). Mit diesem Verfahren werden auf Basis der aktuell 
verfügbaren Daten die konjunkturellen Budgetdefizite der einzelnen Län-
der für das Jahr 2010 ermittelt und die strukturellen Defizite abgeleitet. 
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1. Das Aggregierte Quotierungsverfahren 

Das vom RWI entwickelte Verfahren ermittelt die strukturellen Defizite 
bzw. Überschüsse der Länder in drei Schritten (Schaubild 1): 

1. Schritt: Die gesamtwirtschaftliche Produktionslücke wird als zyklische 
Abweichung des BIP vom Produktionspotential mit dem von 
der EU-Kommission angewandten Produktionsfunktionsansatz 
geschätzt (D'Auria et al., 2010). 

2. Schritt: Um die Reaktion der Ländereinnahmen auf eine Veränderung 
der im ersten Schritt ermittelten Produktionslücke zu bestim-
men, werden Budgetsensitivitäten ermittelt. Hierzu wird für die 
Einkommen- und Gewinnsteuern sowie die indirekten Steuern 
auf Elastizitäten zurückgegriffen, die von der OECD berechnet 
wurden (Girouard und Andr& 2005). Die Konjunkturkompo-
nente der Ländergesamtheit ergibt sich durch Multiplikation der 
Budgetsensitivität der konjunkturreagiblen Ländersteuern mit 
der gesamtwirtschaftlichen Produktionslücke. 

3. Schritt: Zur Ermittlung von Konjunkturkomponenten für die einzel-
nen Länder wird die für die Ländergesamtheit ermittelte Kon-
junkturkomponente mit einem Quotierungsschlüssel auf die 16 
Länder aufgeteilt. Als Quotierungsschlüssel wird der Anteil der 
Steuereinnahmen eines Landes nach Finanzausgleich am Steuer-
aufkommen der Ländergesamtheit verwendet. Nach Abzug der 
so ermittelten Konjunkturkomponente vom noch um rein finan-
zielle — also nicht vermögenswirksame — Transaktionen2  berei-
nigten Finanzierungssaldo des jeweiligen Landes ergibt sich das 
strukturelle Defizit bzw. der strukturelle Überschuss eines Lan-
des. 

2. Datenbasis 

Die hier verwendeten Haushaltsdaten der Länder basieren auf einer ak-
tuellen Datenabfrage des RWI bei den Ländern im Oktober 2011 zu den 
Ist-Daten des Haushaltsjahres 2010 und den Plandaten für das Haushalts-
jahr 2011 (inklusive der von einigen Ländern vorgenommenen Nachträge). 
Gegenüber den Plandaten für das Jahr 2011 haben sich im Verlauf des 
vergangenen Jahres aufgrund der erfreulichen konjunkturellen Situation 
deutliche Verbesserungen ergeben. Die Produktionslücke wird von der EU-
Kommission halbjährlich aktualisiert: Wurde die Produktionslücke noch im 
Herbst 2010 und im Frühjahr 2011 auf minus 1,1 % veranschlagt, wird in der 

2 So steht beispielsweise einer Darlehensvergabe gleichzeitig ein Forderungserwerb, 
einer Darlehensrückgabe die Tilgung einer Forderung gegenüber; der Verkauf von 
Beteiligungsvermögen führt zu einem Kassenzugang, der Kauf von Beteiligungsver-
mögen zu einem Kassenabgang. 
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Herbstprojektion sogar von normal ausgelasteten Produktionskapazitäten 
ausgegangen (EU-Commission, 2011b). Da jedoch die Ist-Daten für das 
Jahr 2011 auf der Ebene einzelner Länder noch nicht verfügbar sind, wird 
bei der hier vorgenommenen Schätzung der strukturellen Defizite die im 
Herbst 2010 bzw. im Frühjahr 2011 von der EU-Kommission veröffentlichte 
Produktionslücke zugrunde gelegt. 

Weil die integrierten Ergebnisse zu den von den Ländern jeweils aus-
gelagerten Extrahaushalten und sonstigen ausgelagerten öffentlichen Ein-
richtungen einzeln noch nicht einheitlich für alle Länder verfügbar sind, 
konzentrieren wir uns im Rahmen der hier durchgeführten vergleichenden 
Analyse auf die jeweiligen Kernhaushalte.3  Zudem können einige Haus-
haltsposten (noch) nicht periodengerecht erfasst werden. So werden z.B. im 
Saarland im Jahr 2012 Ausgaben aus einem Nebenhaushalt für den Hoch-
schulbau wieder in den Kernhaushalt integriert, gleiches gilt für den Kon-
junkturstabilisierungsfonds. Prinzipiell wäre es möglich, für das Jahr 2010 auf 
die vom Stabilitätsrat bereinigten Haushaltsdaten des Jahres 2010 zurück-
zugreifen, bei denen einige Auslagerungen berücksichtigt sind. Dann hätten 
aber unterschiedlich abgegrenzte Daten vorgelegen, da für das Jahr 2011 
noch keine bereinigten Haushaltsdaten vorliegen. Um eine Verzerrung zu 
vermeiden, wurde daher darauf verzichtet, für das Jahr 2010 die bereinigten 
Daten zu verwenden. 

IV. Ergebnisse der empirischen Analyse 

1. Konjunkturelle und strukturelle Defizite im Jahr 2010 

Die um Konjunktureinflüsse (und um finanzielle Transaktionen) berei-
nigten Finanzierungssalden zeigen, dass die meisten Länderhaushalte im 
Jahr 2010 eine erhebliche strukturelle Unterfinanzierung aufwiesen. Bis auf 
Mecklenburg-Vorpommern, das eine vorhandene Rücklage auflöste, konnte 
keines der Länder im Jahr 2010 seinen Haushalt ohne Kredite finanzieren. 
Die Defizite im Jahr 2010 sind zwar zum Teil darauf zurückzuführen, dass das 
Produktionspotenzial im Gefolge der Finanz- und Wirtschaftskrise noch un-
terausgelastet war, wodurch sich erhebliche konjunkturbedingte Belastungen 
ergaben: Die Konjunkturkomponente belief sich für die Ländergesamtheit 
immerhin auf 4,4 Mrd. E (Schaubild 1); der überwiegende Teil der gesamten 
Neuverschuldung der Länder war struktureller Natur (Schaubild 2). 

3 
	

Im umgekehrten Fall, wenn - wie zum Beispiel in Bremen - Länder Sondervermögen 
auflösen und diese in den Kernhaushalt integrieren, kann es im Vergleich der Daten 
von 2010 und 2011 zu Strukturbrüchen kommen, die bei einer detaillierten Bewer-
tung des Konsolidierungsbedarfs einzelner Länder und bei der Würdigung der von 
diesen Ländern ggf. vorgenommenen ersten Konsolidierungsschritte berücksichtigt 
werden müssen. 
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Schaubild 1: Strukturelle und konjunkturelle Defizite der Länder im Jahr 2011 
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Lässt man zunächst die für die Vergleichbarkeit eigentlich erforder-
liche Berücksichtigung der unterschiedlichen Einwohnerzahl der Län-
der außer Acht, so ergibt sich folgendes Bild: Nordrhein-Westfalen weist 
mit über 4,2 Mrd. € die höchste strukturelle Neuverschuldung auf, gefolgt 
von Niedersachsen, Hessen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Die 
kleinste Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben hatten im Haushalts-
jahr 2010 Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Thüringen, Baden-
Württemberg und Sachsen. Bei Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sind dabei die vom 
Bund geleisteten Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen berück-
sichtigt und vermindern daher das jeweilige Defizit. Diese Zuweisungen 
laufen allerdings bis zum Jahr 2019 degressiv aus (§11 FAG), weshalb die 
betroffenen Länder zusätzliche Anstrengungen unternehmen müssen, um 
ihre Haushalte nachhaltig aufzustellen. 

Schaubild 2: Finanzierungssalden der Länder 2010 und 2011 In Mrd. € 
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Quelle: Angaben der Länderfinanzministerien, eigene Berechnungen.— Bei den Stadtstaaten 
einschließlich der kommunalen Konjunkturkomponente. 

In der Neuformulierung von Art. 109 GG ist nicht konkretisiert, wie 
rasch die Länder bis zum Jahr 2020 ihre strukturellen Defizite abbauen 
müssen. Nur die fünf Konsolidierungshilfeländer sind gesetzlich verpflich-
tet, ihre Defizite in gleichmäßigen Schritten jährlich um ein Zehntel des 
Ausgangswertes aus dem Jahr 2010 zu reduzieren (§ 2 KonsHilfG). Weil für 
die meisten Länder der Abbau ihres strukturellen Defizits mit großen Kon-
solidierungsanstrengungen verbunden sein wird, sollten die letztlich nöti-
gen Maßnahmen nicht länger aufgeschoben, sondern vielmehr unverzüglich 
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eingeleitet werden, unabhängig von gesetzlichen Vorgaben. Denn wird der 
erforderliche Abbau hinausgeschoben, dürfte es zumindest für die Länder 
mit hohem Konsolidierungsbedarf schwer werden, die Schuldenbremse 
einzuhalten. Somit hätte es sich auch für diejenigen Länder, die keine Kon-
solidierungshilfen erhalten, angeboten, ihre strukturellen Defizite — ausge-
hend vom jeweiligen Startwert im Jahre 2010 — in gleichmäßigen Schritten 
bis zum Ende des Jahrzehnts abzubauen. 

2. Konjunkturelle und strukturelle Defizite im Jahr 2011 

Um die eingeleiteten Konsolidierungsbemühungen der Länder im Lichte 
dieses Arguments bewerten zu können, vergleichen wir im Folgenden die im 
Haushaltsjahr 2011 geplante Haushaltspolitik mit einer Konsolidierungs-
strategie, bei der alle Länder versuchen, ihr strukturelles Defizit in gleich-
mäßigen Schritten bis zum Jahr 2020 abzubauen. Mit den von den Länder-
finanzministerien zur Verfügung gestellten Daten zum Haushalt 2011 wird 
daher zunächst — ebenfalls mit dem Aggregierten Quotierungsverfahren — 
das strukturelle Defizit des Jahres 2011 ermittelt. Die Ergebnisse dieser 
Berechnungen sind in Schaubild 2 dokumentiert. Dabei zeigt sich eine er-
hebliche Persistenz in den strukturellen Defiziten der einzelnen Länder, 
wenngleich sich gegenüber dem Jahr 2010 einige Verschiebungen in der 
Rangfolge der Länder hinsichtlich ihrer (strukturellen) Defizite ergeben. 

Das Augenmerk in diesem Beitrag liegt allerdings auf der Intensität der 
Konsolidierungsbemühungen der einzelnen Länder, die sich am jeweiligen 
Ausgangszustand des Jahres 2010 orientieren muss. Als Benchmark für die 
Bewertung wird dabei ein gleichmäßiger Abbau des im Jahr 2010 vorlie-
genden strukturellen Defizits in diesem Jahrzehnt formuliert: Wenn das 
strukturelle Defizit eines Landes in der Planung 2011 um weniger als ein 
Zehntel reduziert oder sogar noch erhöht wurde, dann erfüllen die aktu-
ellen Bemühungen des betreffenden Landes die Bedingung dieser Bench-
mark nicht. Um eine quantitative Vergleichbarkeit der Länder zu gewähr-
leisten, werden dabei die Abweichungen pro Einwohner ausgewiesen. Die 
von Berlin, Bremen, dem Saarland, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein 
vereinnahmten Konsolidierungshilfen von insgesamt 800 Mio. € werden in 
dieser Analyse nicht den Einnahmen zugerechnet, da ansonsten der Konso-
lidierungsbedarf unterzeichnet würde. Diese Hilfen sorgen nicht für einen 
strukturellen, dauerhaften Haushaltsausgleich, wenngleich sie sich positiv 
auf die kurzfristige Haushaltssituation auswirken. 

Schaubild 3 zeigt, dass sich lediglich das Saarland und Sachsen in ihren 
Haushaltsplanungen für das Jahr 2011 entschlossen haben, das strukturelle 
Defizit stärker zu verringern, als es die hier gewählte Referenz verlangt. 
Auch Schleswig-Holstein plant für das Jahr 2011 eine Rückführung, aller-
dings von weniger als 10 %. Bei den anderen Ländern ist — legt man ihre 
Haushaltsplanungen für das Jahr 2011 zugrunde — ein Anstieg ihrer struktu-
rellen Defizite zu erwarten. 



224 	ZfW 61/2 (2012) H. Gebhardt, R. Kambeck, E Matz, Chr. M. Schmidt 

Schaubild 3: Abweichung vom Konsolidierungspfad 2011 (in € je Einwohner) 
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Quelle: Angaben der Länderfinanzministerien, EU-Commission (2011a), eigene Berechnungen. 

Ob die in den Haushaltsplanungen veranschlagte Verbesserung der 
Haushaltsposition erreicht werden kann, hängt natürlich wesentlich von der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab. Doch gerade wenn die Finanzminister und 
Finanzsenatoren bei ihren Planungen der erwarteten (Steuer-) Einnahmen 
realistischen Einschätzungen folgen und nicht von einer „Konsolidierung" 
durch überhöhte Einnahmeansätze ausgehen, sollten sich die Konsolidie-
rungsanstrengungen deutlich bei der Ausgabenplanung niederschlagen, 
indem eine enge Begrenzung der geplanten Ausgabensteigerungen den 
Konsolidierungswillen zum Ausdruck bringt. Dieser Wille war — trotz der 
oftmals zu vernehmenden politischen Absicht — nicht so stark, wie es eigent-
lich erforderlich gewesen wäre. 

Nach den bisher vorliegenden Informationen zum Steueraufkommen 
der Länder im Jahr 2011 werden sich in allen Ländern deutliche Verbesse-
rungen der Haushaltslage einstellen. Allerdings hat die gute konjunkturelle 
Entwicklung in Bezug auf die abzubauenden strukturellen Defizite für die 
Länder immer zwei Seiten: Einerseits verbessert sich ihre Einnahmesitua-
tion und damit auch die Haushaltslage, andererseits vermindert sich per 
Definition aber auch das konjunkturell zulässige Defizit. Auch wenn an-
genommen wird, dass die Länder die konjunkturbedingt höheren Steuer-
einnahmen vollständig zur Reduzierung der Neuverschuldung einsetzten, 
ändert sich ihr Konsolidierungsbedarf nicht. Der Abbau von strukturellen 
Defiziten kann schlichtweg nicht über konjunkturelle Mehreinnahmen gelin-
gen, da die in wirtschaftlichen Schwächephasen zulässigen konjunkturellen 
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Defizite aufgrund der dem Konzept der Schuldenbremse innewohnenden 
Symmetrie in guten Zeiten durch konjunkturelle Überschüsse wettgemacht 
werden müssen. Die Konsolidierung der Länderhaushalte erfordert daher 
Maßnahmen mit langfristigem Charakter, deren weitgehendes Ausbleiben 
für das Jahr 2011 sich bereits in den Haushaltsplandaten manifestierte. 

In der (auf den Haushaltsplandaten beruhenden) Einzelkritik der Län-
der zeigt sich, dass die Stadtstaaten am stärksten von dem von uns zugrunde 
gelegten gleichmäßigen Konsolidierungspfad abweichen (Schaubild 3). So 
hätte Berlin rund 90 Mio. € zum Abbau des strukturellen Defizits leisten 
müssen. Stattdessen errechnet sich ein von 880 Mio. € im Jahr 2010 auf über 
2,4 Mrd. € im Jahr 2011steigendes strukturelles Defizit, da die Haushalts-
planung trotz angenommener Mindereinnahmen von rund 1 Mrd. € ein um 
300 Mio. € höheres Ausgabenvolumen zugrunde legt. Bei derart hohen zu-
sätzlichen strukturellen Defiziten helfen die Konsolidierungshilfen in Höhe 
von 80 Mio. € auch kurzfristig nicht, akzeptable Haushalte aufzustellen. 
Hamburg weicht vom Konsolidierungsziel zwar ebenfalls weit ab. Grund 
hierfür sind aber vor allem Zuweisungen zum Hamburger Versorgungs-
fonds in Höhe von mehreren hundert Millionen Euro. In Bremen ist eben-
falls noch kein Schritt zum Abbau des strukturellen Defizits erkennbar, es 
wird sich sogar noch vergrößern. 

Dass aber bereits in der Haushaltsplanung für das Jahr 2011 ein Weg zur 
Konsolidierung eingeschlagen werden konnte, zeigt das Saarland. Durch 
die im Haushaltsjahr 2011 geplanten diskretionären Maßnahmen wurden 
die Ausgaben gesenkt, so dass ein Rückgang des strukturellen Defizits von 
über 800 Mio. € im Jahr 2010 auf rund 700 Mio. € im Jahr 2011 erwartet 
werden konnte. Allerdings hat das Saarland mit nahezu 700 € je Einwoh-
ner noch immer den dritthöchsten Konsolidierungsbedarf aller Länder. 
Sachsen kann als einziges Land einen strukturell ausgeglichenen Haushalt 
vorweisen. Die Ausgaben wurden gekürzt, so dass Ausfälle bei den Einnah-
men — veranschlagt war ein Rückgang von rund 180 Mio. € — überkompen-
siert werden konnten. 

In Schleswig-Holstein konnte das strukturelle Defizit durch eine deut-
liche Ausgabenkürzung immerhin um 5,1 `)/0 verkleinert werden. Durch eine 
Ausgabenkürzung von rund 200 Mio. € konnte Sachsen-Anhalt einen er-
warteten Einnahmerückgang von 175 Mio. € überkompensieren. Das struk-
turelle Defizit hat sich wegen eines stärkeren Rückgangs der Konjunktur-
komponente dennoch erhöht. 

3. Konsolidierungserfordernisse bis 2020 

Von einigen Ländern wird der Konsolidierungsbedarf bislang offenbar 
noch unterschätzt. Er ist jedoch — wie im Folgenden aufgezeigt wird — erheb-
lich. Würden die notwendigen Konsolidierungsmaßnahmen in die Zukunft 
verschoben, so dass die Rückführung der strukturellen Defizite gemessen 
an einem gleichmäßigen Abbau zu niedrig ausfällt, dann nähme die gesamte 
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Schuldenlast der Länder weiterhin kräftig zu. Dies hätte höhere Zinszah-
lungen zur Folge, die budgetären Haushaltsspielräume würden kleiner. 
Doch da die Schuldenbremse im Grundgesetz verankert ist, wird die Haus-
haltskonsolidierung zukünftig zwangsläufig zunehmend an Bedeutung ge-
winnen. Nordrhein-Westfalen hat beispielsweise eigens ein Effizienzteam 
gegründet, das Einsparpotenziale aufdecken soll. Auch haben einige Län-
der, wie beispielsweise das Saarland, Studien erstellen lassen, um die Aus-
gangssituation ihres Landes im Vergleich zu anderen Ländern darzustellen 
und mögliche Einsparpotenziale aufzudecken (PWC, 2011). 

Um zu verdeutlichen, welche Kraftanstrengung hinter dieser Aufgabe 
steht und um eine bessere Vergleichbarkeit der Haushaltslagen herzustel-
len, werden in Schaubild 4 für alle Länder die strukturellen Defizite des 
Jahres 2010 auf die bereinigten Ausgaben bezogen. Die prekäre Situation 
einiger Länder wird hier sehr deutlich: Bremen muss bis zum Jahr 2020 
seine bereinigten Ausgaben des Jahres 2010 um rund 25 % verringern, im 
Saarland sind Einsparungen von nahezu 20 `)/0 und in Schleswig-Holstein, 
Rheinland-Pfalz und Berlin von über 10 % der bereinigten Ausgaben not-
wendig. Mit Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Baden-Württemberg, Thürin-
gen, Bayern und Mecklenburg-Vorpommern müssen nur sechs Länder Ein-
sparungen von weniger als 5 `)/0 ihrer bereinigten Ausgaben des Jahres 2010 
erbringen. 

Schaubild 4: Strukturelle Finanzierungssalden der Länder 2011(in Relation zu den bereinigten 
Ausgaben) 

Quelle: Angaben der Länderfinanzministerien, EU-Commission (2011a), BMF (2011), eigene 
Berechnungen. 
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Je später die Länder mit der Konsolidierung beginnen, desto schwieriger 
wird es, diese Aufgabe zu erfüllen. Hätte beispielsweise Bremen bereits 
im Jahr 2010 mit der Konsolidierung begonnen, hätten Einsparungen von 
jährlich „lediglich" 2,5 % der damaligen bereinigten Ausgaben gereicht. Bei 
einem Beginn im Jahr 2011 müssen die bereinigten Ausgaben bereits um 
jährlich 2,9 c>/0 reduziert werden. Unrealistisch sind solche Sparerfolge kei-
nesfalls. Beispielsweise haben das Saarland und Sachsen im Haushaltsjahr 
2011 eine Reduktion ihrer bereinigten Ausgaben um rund 5 % bewerkstel-
ligt. Ob jedoch der politische Wille hierzu bei allen Ländern gegeben ist, 
bleibt abzuwarten. 

Der Abbau der strukturellen Defizite in den Länderhaushalten kann 
grundsätzlich über ein höheres Wachstum, über Einsparungen bei den Aus-
gaben oder über Steuererhöhungen angestrebt werden. Aus ökonomischer 
Sicht bietet es sich vor allem an, die Wachstumskräfte zu stärken. Das Ein-
schwenken auf einen höheren Wachstumspfad entlastet vor allem durch 
dauerhaft höhere Steuereinnahmen die Länderhaushalte. Dies dürfte je-
doch kaum ausreichen, um die vorliegenden Defizite komplett abzubauen. 
Daher sind zur Haushaltskonsolidierung auch Ausgabeneinsparungen und! 
oder Abgabenerhöhungen notwendig. Mit Blick auf das Wachstum sind 
diese beiden Möglichkeiten aber nicht gleichwertig: Geringere Staatsaus-
gaben fördern eher die Wachstumskräfte, wenn bei den Einsparungen im 
Sinne einer qualitativen Konsolidierung insbesondere bei den konsumtiven 
Staatsausgaben angesetzt wird. Höhere Abgaben hingegen schwächen ten-
denziell das Wachstum. Investive, wachstumsfördernde Investitionen sollten 
von Kürzungen ausgenommen werden. 

In konjunkturellen Aufschwungphasen kommt — wie durch unsere Be-
rechnungen eindrucksvoll illustriert wird — der Betrachtung struktureller 
Defizite eine besondere Bedeutung zu, damit konjunkturbedingte Steuer-
mehreinnahmen, anders als dies in der Vergangenheit vielfach der Fall war, 
nicht zum Anlass genommen werden, den Konsolidierungskurs zu lockern. 
Damit die neue Schuldenbremse die Auswirkungen der Konjunktur auf die 
Länderhaushalte symmetrisch erfasst, müssen die Länder mit konjunktur-
bedingten Steuermehreinnahmen Rücklagen bilden oder Altlasten tilgen. 
Erforderlich ist es zudem, dass die Länder und der Bund einen Sicherheits-
abstand zur Obergrenze der Schuldenbremse einplanen. Nur so lassen sich 
insbesondere bei unerwartet ungünstigen Entwicklungen Anpassungen 
vermeiden, die dann potenziell prozyklisch wirken könnten (Deutsche 
Bundesbank, 2011: 15). 

Der vorliegende Beitrag weist lediglich die explizite Staatsverschuldung 
der Länder aus. Die Gebietskörperschaften sind aber auch von einer im-
pliziten Staatsverschuldung betroffen. Hierzu zählen anfallende Pensions-
lasten, für die aber erst ab dem Jahr 1999 Versorgungsrücklagen gebildet 
werden. Diese werden aber bislang in der Regel nicht durch laufende Ein-
nahmen finanziert, sondern durch Kredite. Die „Nettovorsorge" für die zu 
erwartenden Belastungen ist deshalb bei weitem zu niedrig. Schätzungen 
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des Forschungszentrums Generationenverträge veranschlagen den Barwert 
der Pensionsverpflichtungen der Ländergesamtheit auf rund 810 Mrd. € 
(FGZ, 2011). 

Zudem werden hier — analog zur Vorgehensweise des Stabilitätsrats — 
nur die Haushalte der Länder betrachtet. Die Haushaltslage der Kommu-
nen wird somit bei den Flächenländern ausgeblendet. Länder und deren 
Gemeinden sind jedoch ein Verbund. Die Flächenländer sind verpflich-
tet, ihren Gemeinden eine angemessene Finanzausstattung zu bieten, da-
mit diese die Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft regeln kön-
nen (Art. 28 Abs. 2 GG). Die Länder weisen einen unterschiedlich hohen 
Kommunalisierungsgrad auf. In einigen Ländern ist der Anteil der kom-
munalen Leistungserstellung an der gesamten öffentlichen Leistungserstel-
lung merklich höher als in anderen (Statistisches Landesamt Rheinland-
Pfalz, 2007: 169). Die betreffenden Länder statten die Kommunen dafür in 
der Regel mit höheren Zuweisungen aus. 

Werden die Kommunen vom Land nicht im ausreichenden Maße mit 
Mitteln ausgestattet, besteht die Gefahr, dass sie einen Teil ihrer laufenden 
Leistungserbringung mit Krediten finanzieren. Hierauf deuten die seit ge-
raumer Zeit kräftig steigenden Kassenkredite hin. Vom Jahr 1990 bis zum 
Jahr 2010 sind diese ursprünglich lediglich zum Ausgleich kurzfristiger Li-
quiditätsschwankungen vorgesehenen Kredite von knapp unter 1 Mrd. € 
auf über 39 Mrd. € gestiegen (Destatis, 2011). Dies birgt für die Länder er-
hebliche finanzielle Risiken, die den bestehenden Konsolidierungsbedarf 
noch vergrößern könnten. 

V. Fazit 

Noch bevor die immensen aus der Finanz- und Wirtschaftskrise resul-
tierenden Haushaltsbelastungen sichtbar wurden, hat der Bundestag am 
29. Juli 2009 mit Zustimmung des Bundesrates eine Verschärfung der natio-
nalen Verschuldungsgrenzen beschlossen. Die seit August 2009 im Grundge-
setz verankerten Vorgaben verpflichten den Bund ab dem Jahr 2016 und die 
Länder ab dem Jahr 2020, in konjunkturellen Normalzeiten ihre Haushalte 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Wenngleich 
den Ländern ein längerer „Übergangszeitraum" zum Abbau der struktu-
rellen Defizite zugestanden wurde als dem Bund, wird die Umsetzung der 
neuen Vorgaben für einige Länder eine erhebliche Herausforderung dar-
stellen. 

Dieser Beitrag schätzt den sich aus den neuen Vorgaben ergebenden 
Konsolidierungsbedarf der einzelnen Länder und bewertet ihre aktuellen 
Haushaltsplanungen im Lichte dieser Aufgabe. Dabei gehen wir davon aus, 
dass die Länder das bestehende strukturelle Defizit idealerweise in gleich-
mäßigen Schritten abbauen. Zwar hat der mit den neuen Verschuldungsbe- 
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grenzungen installierte Stabilitätsrat bereits mit seinen bisherigen Aktivi-
täten für eine höhere Transparenz bezüglich der Finanzlage der einzelnen 
Länder gesorgt. Die geplanten weiteren Maßnahmen, vor allem die An-
wendung des „Schalenkonzepts", mit dem auch die aus dem Kernhaushalt 
ausgegliederten Extrahaushalte und sonstigen ausgelagerten öffentlichen 
Einrichtungen erfasst werden, verbessern die Vergleichbarkeit der Haus-
haltslagen der Länder und ermöglichen eine effizientere Haushaltsanalyse 
und -überwachung. Die derzeit für alle Länder vom Stabilitätsrat angewen-
dete Kennziffernanalyse kann jedoch nicht überzeugen, weil bei der zentra-
len Kennziffer „struktureller Finanzierungssaldo" de facto keine Trennung 
der Konjunktur- und der Strukturkomponente des Defizits vorgenommen 
wird. 

Zur Ermittlung der strukturellen Finanzierungssalden auf Länderebene 
könnte etwa das vom RWI konzipierte Aggregierte Quotierungsverfahren 
verwendet werden. Dass dieses Verfahren in der Haushaltsüberwachung 
der Länder eingesetzt werden kann, zeigt der Stabilitätsrat bereits: Bei der 
Überwachung der Konsolidierungsverpflichtungen der Konsolidierungshil-
feländer wird bereits ein Verfahren angewendet, das, von geringfügigen Er-
gänzungen abgesehen, dem Aggregierten Quotierungsverfahren entspricht. 
Den Vorgaben der im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse folgend, 
sollte bei der vom Stabilitätsrat durchgeführten Kennziffernanalyse der 
Abbau des strukturellen Defizits im Mittelpunkt stehen. 

Der Stabilitätsrat sieht im Jahr 2010 nur bei den Ländern Bremen und 
Saarland bei der strukturellen Haushaltssituation ernsthafte Probleme: 
Damit wurden die beiden größten Ausreißer als auffällig eingestuft. Der 
Haushalt von Bremen war mit rund 1.700 € je Einwohner deutlich unter-
finanziert, das Saarland hatte ein Ausgabenniveau, das zu einer Finanzie-
rungslücke von etwa 800 € je Einwohner führte. Obwohl der Stabilitätsrat 
für Nordrhein-Westfalen in seinen Berechnungen für das Jahr 2010 noch 
von einer Nettoneuverschuldung von 6,5 Mrd. € ausging, wurde die zugehö-
rige Kennziffer nicht als auffällig bewertet. Das Problem der Kennziffern-
analyse des Stabilitätsrats wird dabei deutlich: Derzeit werden lediglich ex-
treme Abweichler erkannt, während andere, ebenfalls strukturell deutlich 
unterfinanzierte Länder nicht identifiziert werden. 

Unter Anwendung des Aggregierten Quotierungsverfahrens wurde 
offengelegt, dass einige Länder im Jahr 2010 eine erhebliche strukturelle 
Unterfinanzierung ihrer Haushalte aufwiesen: Der sich daraus ergebende 
Konsolidierungsbedarf betrifft bei einigen Ländern einen erheblichen Teil 
ihrer bereinigten Ausgaben. Bezogen auf die Ausgaben des Jahres 2010 sind 
es bei Bremen 25,6 %, dem Saarland 20,9 `)/0, bei Schleswig-Holstein 12,5 `)/0, 
bei Rheinland-Pfalz 10,2 % und bei Nordrhein-Westfalen 7,8 `)/0. 

Gemessen an einem fiktiven, jeweils gleichmäßigen Abbaupfad haben 
bei den Planungen für das Haushaltsjahr 2011 lediglich das Saarland und 
Sachsen angemessene Schritte in Richtung Konsolidierung vorgesehen. 
In allen anderen Ländern ist ein erster Schritt zur linearen Rückführung 
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der strukturellen Defizite nicht erkennbar. Im Gegenteil: In 13 Ländern 
ist sogar — legt man die Planungen für die Kernhaushalte des Jahres 2011 
zugrunde — mit einem höheren strukturellen Defizit zu rechnen. Im Haus-
haltsvollzug konnten zwar alle Länder auf Grund der im Vergleich zu den 
Planungen deutlich höheren Steuereinnahmen die Neuverschuldung redu-
zieren, die im Sinne der neuen Haushaltsregeln übermäßige strukturelle 
Verschuldung wurde hierdurch allerdings nicht reduziert. 

Wenn die — vor allem hoch verschuldeten — Länder die notwendige 
Haushaltskonsolidierung weiter aufschieben sollten, besteht die Gefahr, 
dass der für 2020 festgelegte Haushaltsausgleich nicht erreicht wird. Jedoch 
dürften sich aufgrund des hohen Konsolidierungsdrucks, der von der neuen 
Schuldenbremse ausgeht und der Unterstützung des Stabilitätsrats für viele 
Länder die Chancen verbessern, ihre Haushaltsprobleme bis zum Ende des 
Jahrzehnts in den Griff zu bekommen. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass sie ihre Haushalte tatsächlich qualitativ konsolidieren. Je später sie da-
mit beginnen, desto schwieriger wird es, im Jahr 2020 einen verfassungskon-
formen Haushalt vorzulegen. 
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Die Kritik am Arzt ist so alt wie die Medizin. Doch haben sich die Plausibilitäten des 

Kritischen gewandelt. Elke Wagner zeigt in ihrer Studie, wie sich im Fall der Medi-

zin Formen des Kritischen einstellen, die sich nicht mehr länger auf den bürgerlichen 

Meinungsstreit begrenzen lassen, den Habermas in seiner Öffentlichkeitssoziologie 

vorgestellt hat. 

Die Studie erarbeitet historisch und anhand aktueller medizinkritischer Debatten ei-

nen instruktiven Blick auf die Diskussion um den Arzt und die medizinische Entschei-

dungsfindung. Im Fokus stehen klinische Ethik-Komitees, Forschungs-Ethikkommis-

sionen des Arzneimittelgesetzes und Lebendspendekommissionen des Transplantati-

onsgesetzes. Elke Wagner zeigt, wie der Mediziner der Gegenwart zwar nach wie vor 

als Experte seines professionellen Handelns erhalten bleibt, dabei aber zunehmend 

mit einem kritischen Publikum konfrontiert wird, auf das er sich einzustellen hat. Ne-

ben der medizinischen Praxis werden im Krankenhaus ethische Praxen sichtbar, die 

das einst allein herrschende professionelle Handeln des Arztes ergänzen und die Me-

dizin nun auf ihren eigentlichen Kern reduzieren: das Heilen von Krankheiten. 
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